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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Steuerabzugsfähigkeit von Spenden 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Picard, Leicht, Ott, 
Dr. Ritz, Wohlrabe und Genossen 
— Drucksache VI/2055 — 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 

Ausgaben zur Förderung mildtätiger, kirchlicher, religiöser, 
wissenschaftlicher und staatspolitischer Zwecke und der als 
besonders förderunyswürdig anerkannten gemeinnützigen 
Zwecke sind nach § 10 b des Einkommensteuergesetzes bis zur 
Höhe von insgesamt 5 v. H. des Gesamtbetrages der Einkünfte 
oder 2 v. T. der Summe der gesamten Umsätze und der im Ka- 
lenderjahr aufgewendeten Löhne und Gehälter als Sonder- 
ausgaben abzugsfähig. Für wissenschaftliche und staatspoliti- 
sche Zwecke erhöht sich der Satz von 5 v. H. um weitere 5 v. FI. 


1. Heilt die Bundesregierung die unterschiedlichen Sätze von 5% 
und 10% auch weiterhin lür vertretbar, oder würde sie nicht 
einen einheitlichen Satz von 10% für angezeigt erachten? 


Auf dem Gebiet von Wissenschatt und Forschung besteht nach 
wie vor ein erheblicher Bedarf. Aus diesem Grunde hält es die 
Bundesregierung für gerechtfertigt, gerade auf diesem Gebiet 
wie bisher einen besonderen Anreiz zur Gewährung von Spen- 
den zu geben. Die bisherige Differenzierung der Höchstsätze 
sollte daher beibehalten werden. 
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2. Beabsichtigt die Bundesregierung angesichts der vielfältigen 
karitativen Aufgaben im Inland und in der Welt, die 5%-Grenze 
in absehbarer Zeit zu erhöhen? 


Die Erfahrungen der Vergangenheit haben gezeigt, daß die 
Höhe der Spenden bei den einzelnen Spendern im allgemeinen 
erheblich unter 5 v. H. des jeweiligen Gesamtbetrages der Ein- 
künfte liegt. Dei Bundesregierung hält es deshalb nicht für er- 
forderlich, den Satz von 5 v. H. für karitative Spenden zu er- 
höhen. 


3. Welche Angaben kann die Bundesregierung machen über die 
Zahl der Steuerpflichtigen, die von der Möglichkeit der Steuer- 
abzugsfähigkeit von Spenden Gebrauch machen, über die Höhe 
des dadurch erzieltenen Steuerausfalls und des evtl. Spenden- 
aufkommens? 


Auf Grund der Einkommensteuerstatistik 1965 ergibt sich für 
dieses Jahr ein Spendenaufkommen von insgesamt rd. 450 Mil- 
lionen DM. Hiervon ausgehend wurde für 1970 ein Spenden- 
aufkommen von rd. 630 Millionen DM geschätzt. Dieses Spen- 
denaufkommen führt zu einem Steuerausfall von rd. 210 Mil- 
lionen DM, wovon rd. 90 Millionen DM auf den Bund entfallen. 
Die Zahl der Spender wurde auf Grund der Einkommensteuer- 
statistik 1965 für das Jahr 1970 auf etwa 4 Millionen geschätzt. 


4. Würde die Bundesregierung — auch ohne genaue Angaben zu 
Frage 3 — der Auffassung zuneigen, der Steuerausfall sei nicht 
so erheblich, daß einer Erhöhung der 5%-Grenze widersprochen 
werden müßte? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine Erweiterung 
der Spendenabzugsfähigkeit zur Zeit nicht erwogen werden 
sollte. So wird die Frage aber, wie schon die Steuerreform- 
Kommission, bei der Vorbereitung der Steuerreform prüfen. 


In Vertretung 


Dr. Emde 



